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Zu der Konferenz waren 1010 Teilnehmer aus 
71 Mitgliedstaaten der IPU erschienen, davon 
733 Delegierte. Folgende internationale Organisatio-
nen entsandten Beobachter: 

Vereinte Nationen, UNESCO, Weltgesundheitsorga-
nisation, GATT, Weltbank, Europarat, Liga der Ara-
bischen Staaten, Asiatische Parlamentarische Union, 
Parlamentarische Vereinigung des Commonwealth, 
Arabische Parlamentarische Union, Palestine Natio-
nal Council (PLO). 

Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 

Abg. Amrehn (CDU/CSU), Leiter der Delegation 

Abg. Frau Dr. Timm (SPD), Stellvertretende Leiterin 
der Delegation 

Abg. Frau Fischer (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Gradl (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hennig (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hupka (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Jaeger (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Marx (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Mende (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Mertes (CDU/CSU) 

Abg. Petersen (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Rose (CDU/CSU) 

Abg. Frau Schleicher (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Wulff (CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger (SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 

Abg. Augstein (SPD) 

Abg. Dr. Bußmann (SPD) 
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Abg. Dr. Corterier (SPD) 

Abg. Frau Erler (SPD) 

Abg. Dr. Holtz (SPD) 

Abg. Dr. Linde (SPD) 

Abg. Mattick (SPD) 

Abg. Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) 

Abg. Pawelczyk (SPD) 

Abg. Reuschenbach (SPD) 

Abg. Möllemann (FDP) 

Abg. Frau Schuchardt (FDP) 

Dr. Kliesing, Ehrenmitglied der Gruppe der Bundes-
republik Deutschland 

Dr. Kopf, Ehrenmitglied der Gruppe der Bundesrepu-
blik Deutschland 

Frau Meermann, Ehrenmitglied der Gruppe der Bun-
desrepublik Deutschland 

II. 

Die Konferenz verabschiedete folgende Entschlie-
ßungen: 

1. Die dringende Notwendigkeit, das Wettrüsten zu 
beenden und die Herstellung von Massenver-
nichtungswaffen zu verbieten unter Berücksich-
tigung der engen Wechselbeziehungen zwischen 
Abrüstung und wirtschaftlicher Entwicklung, und 
die Unterstützung der diesbezüglichen Bemühun-
gen der Vereinten Nationen durch die Parla-
mente 

2. Die Nahost-Frage 

3. Die Festsetzung gerechter Preise für die haupt-
sächlich von den Entwicklungsländern geliefer-
ten Rohstoffe, die Aufrechterhaltung der aus 
ihren Exporten hervorgehenden Kaufkraft und 
. die Erleichterung ihrer Auslandsverschuldung 

4. Die Rolle der Parlamente bei der nationalen und 
internationalen Bekämpfung des Analphabeten-
tums 

5. Die Rolle der Parlamente bei der Untersuchung 
und Ausarbeitung von Mitteln zur Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus 

6. Die Fortsetzung intensiver Bemühungen zur völ-
ligen Beseitigung des Kolonialismus in der Welt 

7. Internationales Jahr des Kindes 

Diese Entschließungen sind in deutscher Überset-
zung beigefügt. 

III. 

Die Eröffnungssitzung der Konferenz fand am Diens-
tag, 5. September 1978, in der Beethovenhalle, 
Bonn, in Anwesenheit des Bundespräsidenten Wal-
ter Scheel und des Bundeskanzlers Helmut Schmidt 

statt. Bundestagspräsident Karl Carstens erinnerte 
als Vorsitzender der Interparlamentarischen Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland in seiner Begrü-
ßungsansprache an die beiden IPU-Konferenzen von 
1908 und 1928 in Berlin und kennzeichnete es als 
wichtigste Funktion und dauernde Aufgabe der 
Union, daß sie regelmäßig Parlamentarier aller Kon-
ferenzen zum Gespräch über die aktuellen politi-
schen Probleme zusammenbringe. Sie leiste damit 
einen unverzichtbaren Beitrag zur Durchsetzung des 
Prinzips der friedlichen Beilegung internationaler 
Streitfragen. — Bundeskanzler Schmidt nannte in 
seiner Ansprache als Element der Sicherung des 
Weltfriedens eine Politik des strategischen und mili-
tärischen Gleichgewichts und der Entspannung. Die 
weltweiten Interdependenzen ließen nach neuen 
Wegen des Ausgleichs und regionaler Verflechtung 
suchen. Der Prozeß der schrittweisen Einigung Eu-
ropas biete den Parlamentariern der IPU ein Beispiel 
erfolgreicher Verwirklichung ihrer Bestrebungen. — 
Der  Präsident des Interparlamentarischen Rates, Sir 
Thomas Williams, bezeichnete die Delegierten der 
Konferenz als Sprecher von vielen Millionen Bür-
gern, die selbst nicht ihrer Sehnsucht nach einer 
Welt Ausdruck zu geben vermöchten, in der sie und 
ihre Kinder in Frieden und Würde leben könnten. — 
Bundespräsident Scheel hieß die Gäste im Namen 
der Bundesrepublik Deutschland herzlich willkom-
men. Er wies auf 'die Bedeutung der IPU neben der 
Organisation der Vereinten Nationen hin und gab 
der Überzeugung Ausdruck, „daß der demokratische 
Parlamentarismus dasjenige politische System sei, 
mit dem sich notwendiger Wandel ohne Anwendung 
von Gewalt in Achtung vor der unantastbaren Wür-
de des Menschen am ehesten erreichen läßt". Mit 
dem Wunsch nach einer Stärkung der parlamenta-
rischen Prinzipien in der Welt eröffnete er die 65. 
Interparlamentarische Konferenz. — Im Namen des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen, Kurt 
Waldheim, verlas abschließend der Generaldirektor 
des UN-Büros in Genf, L. Cottafavi, eine Grußbot-
schaft an die Versammlung, in der den Parlamen-
tariern der Dank für die beständige Unterstützung 
und Verwirklichung der Beschlüsse der Vereinten 
Nationen in den einzelnen Ländern ausgesprochen 
wurde. 

IV. 

Der Leiter der Interparlamentarischen Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland, Bundestagspräsident 
Karl Carstens, wurde zum Konferenzpräsidenten, die 
Leiter der anderen nationalen Delegationen zu Vize-
präsidenten der Konferenz gewählt. 

Vor dem Hintergrund des Berichts des Generalse-
kretärs der IPU, Pio-Carlo Terenzio, über „die poli-
tische, wirtschaftliche und soziale Lage der Welt 
und die Tätigkeiten der Union" stand die eröffnende 
Generaldebatte unter den beiden Themen „Abrü-
stung" und „Nahostfrage". Der Leiter der Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland, Abg. Amrehn, ap-
pellierte eindringlich an die Konferenzteilnehmer, 
sich in den kontroversen Fragen auf die Punkte 
möglichen Übereinkommens zu konzentrieren. Die 
Konferenz müsse im Interesse des Friedens versu- 
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chen, wenigstens Teillösungen und Kompromisse zu 
finden, die möglichst von allen getragen werden 
könnten. Entschließungen einer bloßen Mehrheit 
würden auch nur ein entsprechend geteiltes Echo 
finden. Im gleichen Sinne äußerte sich gegen Ende 
der Debatte die stellvertretende Leiterin der Dele-
gation der Bundesrepublik Deutschland, Abg. Frau 
Dr. Timm, im Hinblick auf einige Änderungsanträge 
zu den vorliegenden Entschließungsentwürfen. Die-
sen Appellen der gastgebenden Delegation wurde im 
Verlauf der Verhandlungen spürbar Rechnung ge-
tragen. Trotz der Anregung von amerikanischer 
Seite, wegen der gleichzeitig laufenden Friedens-
gespräche in Camp David auf eine Entschließung 
zur Nahostfrage zu verzichten, arbeitete die Ver-
sammlung gerade auf diesem Gebiet erfolgreicher 
als in früheren Jahren und verfehlte nur knapp ein 
einstimmiges Abstimmungsergebnis. Die Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland übte Stimmenthal-
tung. 

Die Verhandlungen über den Entschließungsent-
wurf zur Abrüstungsfrage trugen vor allem den Er-
gebnissen der 10. Sondersitzung der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen über die Abrü-
stung Rechnung. Dies wird thematisch bereits in dem 
Titel der Entschließung zum Ausdruck gebracht: 
„Die dringende Notwendigkeit, das Wettrüsten zu 
beenden und die Herstellung von Massenvernich-
tungswaffen zu verbieten unter Berücksichtigung der 
engen Wechselbeziehungen zwischen Abrüstung 
und wirtschaftlicher Entwicklung, und die Unterstüt-
zung der diesbezüglichen Bemühungen der Verein-
ten Nationen durch die Parlamente." 

Von den nicht Nuklearwaffen besitzenden Staaten 
wurde immer wieder die Priorität der nuklearen 
Abrüstung hervorgehoben. Ein japanischer Spre-
cher (Abg. Kaifu) bezeichnete dies als Angelpunkt 
des Abrüstungsproblems. Von sowjetischer Seite 
wurde hierzu geäußert, kein Kernwaffenland dürfe 
sich von einer solchen Abrüstungskonferenz fern-
halten. Der US-Delegationsleiter, Senator Stafford, 
stellte in den Mittelpunkt seines Diskussionsbei-
trags die Forderung, baldmöglichst einen Versuchs-
stopvertrag abzuschließen, wodurch am sichersten 
die Ziele des Nonproliferationsvertrages erreicht 
würden. Zunächst bedürfe es daher der Einigung 
über wirksame Kontrollmaßnahmen. Hinsichtlich der 
Abrüstung im allgemeinen blieb das häufig geäußer

-

te Argument unwidersprochen, von den 400 Mrd. 
Dollar an jährlichen Rüstungsausgaben in der Welt 
müsse ein beträchtlicher Prozentsatz eingespart und 
in die Entwicklungshilfe gelenkt werden. — Inner-
halb dieser Aussprache richtete auch Bundesaußen-
minister Genscher das Wort an die Versammlung. 
Ausgehend von dem Verfassungsauftrag, dem Frie-
den in der Welt zu dienen, umriß er die Friedens-
politik der Bundesrepublik Deutschland. Als größ-
ten Störfaktor für den Weltfrieden kennzeichnete er 
die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts für 
Völker. Er verurteilte die südafrikanische Apart-
heidpolitik und trat erneut unverantwortlichen ,Ge-
rüchten über militärische und nukleare Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Südafrika entgegen. — Der rumänische Abgeordnete 
Teodorescu erhob die Forderung eines Verbots der 

Stationierung von Truppen auf fremdem Staatsge-
biet. Auf Antrag von Abg. Amrehn wurde aus der 
vom Ausschuß erarbeiteten neuen Fassung der Ent-
schließung die rumänische Formel von „wesentli-
chen Maßnahmen zum militärischen Auseinander-
rücken (disengagement) und zur Abrüstung in Eu-
ropa" durch Abstimmung gestrichen, weil hierin die 
Vorstellung enthalten sei, die Großmächte würden 
ihre Truppen in einer Weise aus Europa zurück-
ziehen, die das Gleichgewicht veränderte. Daraufhin 
konnte die Abrüstungsentschließung einstimmig 
verabschiedet werden. 

Von allen Themen der Konferenz maßen zahlreiche 
Delegierte — insbesondere aus Entwicklungsländern 
— der Diskussion über den Entschließungsentwurf 
des Wirtschaftsausschusses die größte Bedeutung 
bei. So sprach es auch unumwunden ein Vertreter 
aus Liberia aus. Im Titel der Entschließung werden 
alle wesentlichen Punkte der Aussprache bereits 
aufgezählt: Die Festsetzung gerechter Preise für die 
hauptsächlich von den Entwicklungsländern geliefer-
ten Rohstoffe, die Aufrechterhaltung der aus ihren 
Exporten hervorgehenden Kaufkraft und die Erleich-
terung ihrer Auslandsverschuldung. Von allen Sei-
ten wurde der langsame Fortgang der intergouver-
nementalen Verhandlungen über die neue Wirt-
schaftsordnung und insbesondere über die Modali-
täten des „Gemeinsamen Fonds" beklagt. Gerade in 
dieser Hinsicht, hieß es, müßten die Parlamentarier 
ihre Aufgabe wahrnehmen, durch geeigneten Druck 
auf ihre Regierungen eine Beschleunigung herbei-
zuführen. Dem Vorwurf von Sprechern aus Indien, 
Tunesien und weiteren Entwicklungsländern, die In-
dustriestaaten schlössen ihre Märkte gegen Fertig-
und Halbfertigwaren der Dritten Welt ab, begegnete 
der französische Abg. Mont mit dem Hinweis auf 
das Lomé-Abkommen und sprach die Hoffnung aus, 
daß dieses Abkommen noch auf einen erheblich 
größeren Mitgliederkreis ausgeweitet werden kön-
ne. Für die Bundesrepublik Deutschland betonte 
Abg. Dr. Holtz, angesichts ihrer 50prozentigen Roh-
stoffabhängigkeit von Ländern der Dritten Welt und 
starker Exportbeziehungen zu ihnen sei die Nord-
Süd-Politik die dritte Säule ihrer Außenpolitik ne-
ben  der Ost- und Westpolitik. Abg. Dr. Gradl be-
zeichnete als Ziel der Entwicklungspolitik der Bun-
desrepublik Deutschland, in gemeinsamer Bemühung 
mit ihren europäischen Partnern den Entwicklungs-
ländern gleiche Chancen und eine stärkere Position 
im internationalen Handel zu verschaffen. Eine klare 
Stellung gegen jegliche Versuche der Indexierung 
von Rohstoffpreisen bezog der amerikanische Abg. 
Clawson. Im gleichen Sinne äußerte sich der pol-
nische Abg. Lipski, allerdings mit der Begründung, 
eine Indexierung begünstige letztlich die hochent-
wickelten Staaten. Abg. Dallmann (DDR) sah die 
wachsende Verschuldung der Entwicklungsländer 
als Beweis der Ineffektivität westlicher Entwick-
lungshilfe (bzw. „Wiedergutmachung") im Gegen-
satz zu der freundschaftlichen Hilfe sozialistischer 
Länder. Solche- Versuche einer Ideologisierung des 
Themas fanden nirgendwo Resonanz. Im Gegenteil 
mochten sie einen der nächsten Redner, Abg. 
Matenje (Malawi), provoziert haben, den Ausfüh-
rungen über die schwierige Verschuldungssituation 
seines Landes einen namentlichen Dank an die Bun- 
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desrepublik Deutschland, Kanada, das Vereinigte 
Königreich und Japan dafür anzufügen, daß diese 
Länder bereits anstelle von Darlehen Zuschüsse ge-
währt hätten. Vertreter aus Ägypten und Nepal 
griffen auf die Abrüstungsdebatte zurück und verur-
teilten die enormen Rüstungsentwicklungskosten, 
die besser als Investitionen in den ärmeren Ländern 
angelegt wären. Bei der Vorlage des Entschließungs

-

entwurfs zur Abstimmung konnte der Berichterstat-
ter Abg. Larue (Frankreich) darauf verweisen, daß 
nur hinsichtlich der Punkte 6 c) und d) der Entschlie-
ßung Meinungsverschiedenheiten im Ausschuß fort-
bestünden. Die Entschließung erzielte in der Abstim-
mung Einstimmigkeit. 

Am 8. September, dem Internationalen Alphabetis-
mustag, widmete sich die Konferenz dem Entschlie-
ßungsentwurf „Das Anwachsen des Analphabetis-
mus als eine Bedrohung für die Entwicklung der 
Welt und als eine grundlegende Ursache für Armut, 
Hunger, Krankheit und menschliches Elend". Unter 
diesem Tagesordnungspunkt richtete auch Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft Dr. Schmude 
das Wort an die Versammlung. In bezug auf die 
800 Millionen Analphabeten in der heutigen Welt 
wollte er den Begriff „Alphabetismus" über das 
bloße Vermögen zu lesen und zu schreiben hinaus 
erweitert wissen auf das Vorhandensein der mate-
riellen Voraussetzungen, sich dieser Fähigkeiten 
zum Zwecke der Information und Fortbildung bedie-
nen zu können. Ferner sprach er die Probleme der 
Schul- und Weiterbildung von Gastarbeiterfamilien 
in der Bundesrepublik Deutschland an. Der Stellver-
tretende Generaldirektor der UNESCO, Frederico 
Mayor, rief die Parlamentarier auf, die Beseitigung 
des Analphabetismus bis zum Ende dieses Jahrhun-
derts zum erklärten Ziel zu erheben. Die Bericht-
erstatterin Abg. Frau Takla (Ägypten) erklärte bei 
Vorlage des Entschließungsantrags, daß der Aus-
schuß den neuen Titel „Die Rolle der Parlamente bei 
der nationalen und internationalen Bekämpfung des 
Analphabetentums" gewählt habe, um eine Aussage 
über das Verhältnis von Ursache und Wirkung des 
Analphabetismus zu vermeiden, da hierüber ent-
gegengesetzte Ansichten bestünden. Die Entschlie-
ßung wurde durch Akklamation angenommen. 

Erwartungsgemäß führte die Debatte über „die Rolle 
der Parlamente bei der Untersuchung und Ausarbei-
tung von Mitteln zur Bekämpfung des internationa-
len Terrorismus" zu lebhaften Auseinandersetzun-
gen. Zwar wurden einhellig die Ursachen des Ter-
rorismus in Armut und in jeweils von Minoritäten 
als unzureichend empfundener Artikulationsmög-
lichkeit gesehen; über die Definition terroristischer 
Handlungen gingen die Meinungen jedoch weit aus-
einander. Soweit sich Vertreter der Dritten Welt an 
der Aussprache beteiligten, forderten sie die Aus-
klammerung von Gewalttaten zur Erkämpfung na-
tionaler Unabhängigkeit. Hierin fanden sie bei den 
Rednern aus Ostblockländern Unterstützung und das 
vom Berichterstatter Abg. Ford (Vereinigtes König-
reich) angesprochene Terrorismusmerkmal der wahl-
los gegen unschuldige Personen angewandten Ge-
walt wurde nicht berücksichtigt. Die Darstellung der 
Bemühungen der Bundesrepublik Deutschland um 
internationales Zusammenwirken in der Bekämp

-

fung des Terrorismus durch Abg. Dr. Rose wurde 
insbesondere durch einen Appell des kanadischen 
Abg. Macfarlane unterstützt, der alle Parlamentarier 
aufforderte, in ihren Heimatländern für die Anwen-
dung der Luftfahrtboykottmaßnahmen gegen Luft-
piraterie -  zu werben, wie sie in der gemeinsamen 
Erklärung des Bonner Gipfeltreffens 1978 angedroht 
werden. Lange Ausführungen über Terrorismus im 
Verhältnis zwischen Israel und arabischen Ländern 
gingen am Thema des Entschließungsentwurfs vor-
bei. Eine scharfe Auseinandersetzung zwischen iri-
schen und britischen Delegierten entzündete sich an 
der Frage des Nichtbeitritts Irlands zur Europäi-
schen Konvention zur Bekämpfung des Terrorismus. 
Die Annahme der Resolution geschah einstimmig. 

Der Ausschuß für nichtautonome Gebiete und eth-
nische Fragen legte einen Entschließungsentwurf 
über „die Fortsetzung intensiver Bemühungen zur 
völligen Beseitigung des Kolonialismus in der Welt" 
vor. In der ganztägigen Aussprache zu diesem The-
ma ging es hauptsächlich wieder um die Frage, ob 
der bewaffnete Kampf als legitimes Mittel zur Be-
freiung von Kolonialherrschaft anzusehen sei, sowie 
um die Forderung nach wirksamer Anwendung der 
von den Vereinten Nationen geforderten wirtschaft-
lichen Sanktionen gegen die südafrikanischen wei-
ßen Minderheitsregierungen. Die Delegation von 
Australien, der Bundesrepublik Deutschland, Neu-
seelands, der USA und des Vereinigten Königreichs 
gaben zu Protokoll, daß sie nicht einverstanden 
seien mit der Formulierung der Entschließung, wo-
nach das legitime Recht der durch Kolonialismus und 
Rassismus unterdrückten Völker bestätigt wird, „mit 
allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln ein-
schließlich Waffengewalt" ihren Unabhängigkeits-
kampf zu führen. Die genannten Delegationen 
stimmten jedoch — bei Stimmenthaltung einzelner 
Mitglieder — für die Entschließung als Ganzes. Den 
Standpunkt der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland trug Abg. Dr. Köhler (Wolfsburg) vor, 
der zunächst das Interesse an einer einstimmigen 
Verabschiedung der Entschließung betonte. Er er-
innerte ferner daran, daß es Ziel der IPU sei, stets 
für eine friedliche Lösung von Konflikten zu wer-
ben. Im Falle Südafrikas sei zu bedenken, daß ein 
totaler Boykott am stärksten die ärmere Bevölke-
rung treffen werde. Im Falle Namibias müsse die 
SWAPO zwar als wichtiger, jedoch nicht als aus-
schließlicher Repräsentant des Volkes anerkannt 
werden. Abg. Frau Erler führte aus, die Verantwor-
tung für eine Beendigung der Apartheid liege nicht 
etwa nur bei den Machthabern in Südafrika, sondern 
auch bei allen denjenigen Staaten, die in direkter 
oder indirekter Weise durch vorteilhafte Investitio-
nen und Handelsbeziehungen mit den betreffenden 
Ländern in Verbindung stünden. Als eine erste Maß-
nahme aus dieser Verantwortung heraus könne die 
Aufstellung eines Verhaltenskodexes angesehen 
werden, wie ihn die Länder der Europäischen Ge-
meinschaft für die Beziehungen europäischer Firmen 
zu Südafrika aufgestellt hätten. Es bleibe allerdings 
das Problem der wirksamen Anwendung und der 
Kontrolle bestehen. — Einen weiteren protokollier-
ten Vorbehalt der britischen Delegation zur Ent-
schließung unterstützte die Delegation der Bundes-
republik Deutschland: Es sei nicht Aufgabe der IPU, 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2344 

in die rechtliche Auseinandersetzung über die ver-
schiedenen Ansprüche in der Frage des Status der 
Walfischbucht einzutreten. — Im allgemeinen kon-
zentrierte sich die Debatte auf die südafrikanischen 
Beispiele von Kolonialismus. Doch gab es auch zum 
Teil scharfe Angriffe gegen Kolonialismus anhand 
der Schauplätze Westsahara, Gibraltar, Israel und 
der baltischen Staaten Lettland, Litauen und Est-
land. Die vorgelegte Entschließung konnte ohne Ge-
genstimmen bei nur wenigen Enthaltungen ange-
nommen werden. Die Delegation der Bundesrepu-
blik Deutschland stimmte der Entschließung bei. 

Die Entschließung über „das Internationale Jahr des 
Kindes" wurde lediglich im Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß beraten und von der Versammlung ohne 
Aussprache durch Akklamation angenommen. 

V. 

Der Interparlamentarische Rat tagte am 4. und 13. 
September 1978 in Bonn. Er beschloß die Aufnahme 
der Interparlamentarischen Gruppe von Madagaskar 
in die Union und suspendierte die Mitgliedschaft der 
Gruppe von Mauretanien. 

Er beschloß das Arbeitsprogramm der Union für 
1979. Die Frühjahrstagung wird vom 16. bis 21. April 
1979 in Prag stattfinden, die 66. Jahreskonferenz in 
Caracas/Venezuela vom 4. bis 8. September 1979. 

Der Sonderausschuß für Verletzungen der Men-
schenrechte von Parlamentariern wird 1979 zwei 
Sitzungen halten. Die Sonderarbeitsgruppe Chile 
wird nach Möglichkeit einmal tagen. 

Das Projekt, ein Symposium über die Umwelt in 
Europa zu veranstalten, wurde im Grundsatz be-
schlossen. Zeit, Tagungsort und die Themen im ein-
zelnen sollen erst bei der Frühjahrstagung in Prag 
festgelegt werden. 

Der Rat stimmte ferner der Empfehlung des Exeku-
tivausschusses zu, daß die Union gemeinsam mit 
dem Fonds der Vereinten Nationen für Bevölke-
rungstätigkeiten (UNFPA) die Schirmherrschaft über 
eine Konferenz für Bevölkerungsfragen im August 
1979 in Colombo/Sri Lanka übernimmt. 

Besonders ausführlich befaßte sich der Rat mit dem 
Bericht des Sonderausschusses für Verletzungen der 
Menschenrechte von Parlamentariern, vorgelegt 
durch dessen Vorsitzenden, Abg. A. Chandernagor/ 
Frankreich. Der Rat prüfte 25 Fälle aus den Ländern 
Argentinien, Bahrein, Brasilien, Chile, Indonesien, 
Kenia, Singapur und Uruguay. 

Der österreichische Abg. F. Karasek legte einen Be

-

richt über die Ergebnisse der Dritten Interparlamen

-

tarischen Konferenz über Europäische Zusammen

-

arbeit und Sicherheit vom 3. bis 9. Mai 1978 in Wien 
vor, der vom Rat angenommen wurde. 

Für die Besetzung freigewordene Plätze im Exeku-
tivausschuß legte der Rat folgende Vorschläge vor, 
die von der Konferenz gebilligt wurden: Abg. 
Marko (Tschechoslowakei) und Stafford (USA) an 
die Stelle der Abg. Tarabanov (Bulgarien) und Bau

-

mel (Frankreich), deren Amtszeit abgelaufen war. 
Abg. Llorens (Spanien) und Topaloski (Jugoslawien) 
übernehmen die Plätze ihrer Landsleute Fanjul (Spa-
nien) und Dapcevic (Jugoslawien) bis zum Ablauf 
der Mandatsfrist im Jahre 1979. Der Exekutivaus-
schuß setzt sich somit folgendermaßen zusammen: 
Präsident: Sir Thomas Williams (Großbritannien) ; 
Stellvertreter: Mahmoud Ziai (Ir an); Mitglieder: 
M. O. Ba (Senegal), R. T. Stafford (USA), C. Borja 
(Brasilien), J. Topaloski (Jugoslawien), L. Francis 
(Kanada), C. Llorens (Spanien), S. Mokkadem (Tune-
sien), V. P. Ruben (UdSSR), J. Marko (Tschechoslo-
wakei). 

VI. 

Der gastgebende Deutsche Bundestag war bemüht, 
den Gästen aus aller Welt einen Begriff von der 
aktuellen Wirklichkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land zu vermitteln. Bundespräsident Walter Scheel 
empfing die Gäste im Schloß Augustusburg in Brühl, 
Bundeskanzler Helmut Schmidt im Palais Schaum-
burg. Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher, 
Staatsminister Dr. Klaus von Dohnanyi und Staats-
sekretär Günther van Well gaben Abendessen, und 
die Stadt Bonn, vertreten durch Oberbürgermeister 
Dr. Hans Daniels, empfing die Konferenzteilnehmer 
nach einem Festkonzert mit Werken Ludwig van 
Beethovens in der Beethovenhalle. Eine ausgedehn-
te Exkursion auf zwei Schiffen machte die Teilneh-
mer mit den landschaftlichen Schönheiten des Rhein-
landes bekannt. Bundestagspräsident Karl Carstens 
beschloß zusammen mit dem Leiter der Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland, Abg. Franz Am-
rehn, die Abendveranstaltungen mit einem Empfang 
in der Beethovenhalle, bei dem landestypische Spe-
zialitäten deutscher Länder gereicht und folkloristi-
sche Darbietungen geboten wurden. Dankenswerter-
weise wirkten bei diesem Empfang die Landtage 
sowie die Landesvertretungen in Bonn mit. Bei In-
formationsbesuchen im Ruhrgebiet — Bochum, Duis-
burg und Mülheim — erhielten die Gäste Einblick 
in die dortige Arbeitswelt; bei Besuchen in Köln, 
Trier, Aachen, Maria Laach und im Bergischen Land 
wurden sie über die Vergangenheit der Region un-
terrichtet. 

Dr. Helga Timm, MdB 

Stellvertretende Leiterin 
der Delegation 

Franz Amrehn, MdB 

Leiter der Delegation 
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I. 

Die dringende Notwendigkeit, das Wettrüsten zu beenden und die Herstellung von Massenvernich-
tungswaffen zu verbieten unter Berücksichtigung der engen Wechselbeziehungen zwischen Abrü-
stung und wirtschaftlicher Entwicklung, und die Unterstützung der diesbezüglichen Bemühungen 
der Vereinten Nationen durch die Parlamente 

(Einstimmig angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz 

ist besorgt über die Beschleunigung und geographi-
sche Ausdehnung des Wettrüstens und insbesondere 
über die Fortsetzung der Entwicklung neuer und 
immer weiter vervollkommneter Massenvernich-
tungswaffen, 

ist sich der Tatsache, daß politische und militärische 
Aspekte der Sicherheit einander ergänzen, und der 
Wirkung bewußt, die die Durchführung verschiede-
ner Maßnahmen zur Festigung des gegenseitigen 
Vertrauens in dieser Hinsicht haben kann, 

ist über die Krisen und Spannungen besorgt, die in 
verschiedenen Regionen der Welt weiterhin den 
internationalen Frieden und die internationale Si-
cherheit bedrohen und viele Staaten zwingen, im-
mer größere Geldsummen für ihre Verteidigung zu 
verwenden und demzufolge ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung wesentliche Mittel ent-
ziehen, 

bekräftigt mit Nachdruck, daß das Endziel eine all-
gemeine und vollständige Abrüstung unter stren-
ger und wirksamer internationaler Kontrolle ist, 

erkennt an, daß dieses Ziel eine Stärkung des inter-
nationalen Vertrauens und der internationalen Si-
cherheit erfordert, um den Staaten den Anreiz zum 
Waffenkauf zu nehmen und sie zu ermutigen, ihren 
derzeitigen Rüstungsstand zu reduzieren, 

vertritt die Ansicht, daß eine ernsthafte weltweite 
Abrüstungsstrategie mit verstärkten und anhalten-
den Bemühungen einhergehen muß, die Ursachen 
für Spannungen und Ungerechtigkeit in der Welt zu 
beseitigen und die Wirksamkeit des internationalen 
Instrumentariums innerhalb und außerhalb der Ver-
einten Nationen im Hinblick auf die friedliche Bei-
legung von Streitigkeiten zu erhöhen sowie die 
internationale Geltung des Rechts aufrechtzuerhal-
ten und die politischen, bürgerlichen, sozialen und 
wirtschaftlichen Rechte des Menschen zu fördern, 

unterstützt die Bemühungen der Vereinten Natio-
nen um eine Eindämmung des Wettrüstens, und 
nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von dem 
auf der Sondersitzung der UN-Vollversammlung 
über die Abrüstung angenommenen Schlußdoku-
ment, 

ist beunruhigt über die Eskalation der Rüstungsaus-
gaben und den zunehmenden Umfang des Waffen-
handels, die mit jedem Jahr durch die immer größere 
Vernichtungskraft, die die neuen Erfindungen der 
Kriegführung verleihen, eine bedrohlichere Bedeu-
tung gewinnen, 

betont, daß die Ausgaben im Rüstungsbereich ge-
nutzt werden könnten, um das Wohlergehen der 
Völker zu verbessern und die Erfüllung von Auf-
gaben zu beschleunigen, die für die gesamte 
Menschheit bedeutend und dringend erforderlich 
sind, wie in erster Linie die Beseitigung von Armut, 
Analphabetismus, Unterernährung, Krankheiten, 
Hunger, die Entwicklung neuer Energiequellen, die 
umfangreiche Nutzbarmachung der Ozeane und des 
Weltraums sowie die Verhütung katastrophaler Um-
weltveränderungen, 

ist überzeugt, daß die Vereinten Nationen einen 
geeigneten Rahmen darstellen, um Lösungen zu fin-
den, die dem Wettrüsten ein Ende setzen könnten, 
ohne daß dadurch die Bedeutung bilateraler, regio-
naler und anderer Verhandlungen geschmälert wür-
de, 

unterstreicht im Hinblick auf die Verfolgung dieses 
Zieles die Bedeutung der Verhandlungen zwischen 
der UdSSR und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika über die Begrenzung strategischer Waffen, die 
bald zu einem Abkommen führen dürften, und ist 
überzeugt von der Notwendigkeit eines Abkommens 
über nukleare Abrüstung zwischen allen Kernwaf-
fenstaaten, 

betont, daß das Wettrüsten den Frieden bedroht und 
die Gefahr eines Atomkrieges wesentlich erhöht, 

ist sich bewußt, daß das Wettrüsten einen verderb-
lichen Einfluß auf die regionale und internationale 
Sicherheit ausübt und ein Hindernis für die Errich-
tung und Entwicklung internationaler Beziehungen, 
die sich auf Gleichheit und Zusammenarbeit grün-
den, darstellt, 

betont, daß bei den Bemühungen um eine Beendi-
gung des Wettrüstens der dringenden Beratung und 
Empfehlung von Maßnahmen für ein international 
kontrolliertes Verbot der Kernwaffenversuche und 
der Herstellung, Lagerung und Anwendung von 
Kernwaffen, anderen Massenvernichtungswaffen so-
wie anderen neuen Waffen mit ähnlichen Effekten, 
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verbunden mit den notwendigen Maßnahmen zur 
Verminderung konventioneller Waffen, höchste 
Priorität eingeräumt werden sollte, 

ist darüber besorgt, daß das Wettrüsten andauert 
und in eine neue gefährlichere Phase eintritt, die 
die Entwicklung anderer neuer Massenvernichtungs-
waffen mit sich bringt, 

verweist auf die Entschließung der UN-Vollver-
sammlung über die Nichtanwendung von Gewalt in 
den internationalen Beziehungen und das ständige 
Verbot der Verwendung von Kernwaffen sowie  auf 
die bereits den Vereinten Nationen vorliegenden 
Forderungen, daß die Kernwaffenstaaten als ersten 
Schritt in Richtung auf ein vollständiges und welt-
weites Verbot der Anwendung oder Androhung der 
Anwendung von Kernwaffen die Möglichkeit erör-
tern sollten, sich dahingehend zu verpflichten, daß 
sie gegen Nichtkernwaffenstaaten, auf deren Terri-
torien solche Waffen nicht existieren, keine Kern-
waffen anwenden oder anzuwenden drohen, 

begrüßt die Erklärungen der Kernwaffenstaaten auf 
der Sondersitzung der UN-Vollversammlung über 
die Abrüstung, mit denen Nichtkernwaffenstaaten 
hinsichtlich des Einsatzes von Kernwaffen beruhigt 
werden sollen, 

vertritt die Ansicht, daß alle Kernwaffenstaaten bei 
der Erreichung der Ziele der nuklearen Abrüstung 
eine besondere Verantwortung tragen, insbesondere 
die Staaten mit den größten Kernwaffenbeständen, 

unterstreicht mit Nachdruck die Notwendigkeit, 
eine allgemeine Anerkennung der Verpflichtungen 
aus dem 1968 geschlossenen Vertrag über die Nicht-
weiterverbreitung von Kernwaffen und seine strikte 
Anwendung herbeizuführen, 

begrüßt die Bemühungen, die unternommen werden, 
um die Nutzung von nuklearen Technologien und 
Anlagen, die für friedliche Zwecke bestimmt sind, 
zur Herstellung von Kernwaffen zu verhindern, 

vertritt die Ansicht, daß die Schaffung von kern-
waffenfreien Zonen und Friedenszonen in verschie-
denen Teilen der Welt ein nützliches Mittel wäre, 
um einen Beitrag zur Verhütung weiterer Verbrei-
tung von Kernwaffen und zum Verbot ihrer Anwen-
dung zu leisten, vorausgesetzt, daß ein diesbezüg-
liches Abkommen zwischen allen Ländern der be-
treffenden Regionen besteht und daß die Kernwaf-
fenstaaten diese Zonen strikt respektieren, 

ist sich dessen bewußt, daß den Parlamentariern 
große Verantwortung zukommt bei der Schaffung 
eines Bewußtseins für die lebenswichtige Notwen-
digkeit, dem Wettrüsten Einhalt zu gebieten und 
wirksame Maßnahmen im Hinblick auf dieses Ziel 
zu ergreifen, 

1. fordert die Parlamente und Regierungen auf: 

a) aktiv mitzuwirken an der Anwendung der 
multilateralen Abkommen und Verträge zur 
Stärkung der internationalen Sicherheit und 
zur Entwicklung friedlicher Beziehungen so-
wie an der Anwendung der Erklärungen und 

Entschließungen der Vereinten Nationen, die 
auf die Erreichung dieser Ziele ausgerichtet 
sind, und darauf hinzuwirken, daß alle Staa-
ten den jetzt geltenden internationalen Ab-
rüstungsverträgen und -vereinbarungen bei-
treten; 

b) durchgreifende Initiativen einzuleiten, um 
der Waffenakkumulation Einhalt zu gebie-
ten und Abrüstungsmaßnahmen anzuwen-
den, mit dem Endziel, eine vollständige und 
allgemeine Abrüstung unter wirksamer und 
strenger internationaler Kontrolle zu errei-
chen; 

c) Schritte zu unternehmen zur Verhinderung 
von Situationen, die eine gefährliche Ver-
schlechterung der Beziehungen zwischen den 
Staaten herbeiführen könnten, sowie zur 
Vermeidung von militärischen Auseinander-
setzungen, die zu einem Atomkrieg führen 
könnten; 

d) den Grundsatz des Verzichts auf die An-
wendung oder Androhung von Gewalt in 
den internationalen Beziehungen durch 
Kernwaffen und andere Massenvernich-
tungswaffen oder konventionelle Waffen zu 
befolgen und an der vollen Durchsetzung der 
Bestimmungen der Charta der Vereinten Na-
tionen über den Verzicht auf Gewaltandro-
hung oder die Nichtanwendung von Gewalt 
in den internationalen Beziehungen aktiv 
teilzunehmen; 

e) den Grundsatz zu vertreten, daß alle Staa-
ten zur Teilnahme an den Abrüstungsver-
handlungen berechtigt sind und daß die Ver-
einten Nationen über alle auf diesem Gebiet 
unternommenen Schritte auf dem laufenden 
zu halten sind; 

f) neue Wege zu suchen, um sicherzustellen, 
daß ein größerer Teil der knappen Ressour-
cen der Welt für den Frieden anstatt für 
Kriegsvorbereitungen und Kriege verwandt 
wird; 

g) Maßnahmen und Initiativen zu unterstüt-
zen, die auf eine Verstärkung der Rolle der 
Vereinten Nationen im Bereich der Abrü-
stung abzielen; 

h) den Prozeß der Entspannung, der friedlichen 
Beilegung von Konflikten, der Beseitigung 
von Spannungen und der Zusammenarbeit 
zu stärken, um günstige Voraussetzungen 
für die Abrüstung zu schaffen; 

i) Bemühungen um die Entmilitarisierung von 
Spannungsgebieten in der Welt aktiv zu un-
terstützen, die Souveränität der Staaten zu 
sichern und zu stärken und damit eine At-
mosphäre allgemeinen Vertrauens zu schaf-
fen, in der der Abrüstungsprozeß wirksam 
beschleunigt werden könnte; 

j) die Bildung von kernwaffenfreien Zonen in 
verschiedenen Regionen der Welt zu unter-
stützen und gleichzeitig die Sicherheit der 
Staaten dieser Regionen zu gewährleisten 
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und ihren Zugang zur friedlichen Nutzung 
von Kernenergie zu garantieren sowie Be-
mühungen um eine Einigung über die Ein-
stellung der Produktion und Lagerung von 
Kernwaffen, die Nichtanwendung von Kern-
waffen und die schrittweise Beseitigung be-
stehender Vorräte an solchen Waffen zu för-
dern; 

k) sich mit Festigkeit für die volle Durchfüh-
rung der Vorschläge einzusetzen, die in den 
Entschließungen der Sondersitzung der UN

-

Vollversammlung über die Abrüstung ent-
halten sind, so daß praktische Maßnahmen 
für die allgemeine Abrüstung, in erster Linie 
die nukleare Abrüstung, tatsächlich getroffen 
werden; 

1) sicherzustellen, daß die Länder der Dritten 
Welt, vor allem Afrikas, nicht der Schauplatz 
von Rivalitäten zwischen den beiden Blöcken 
werden; 

2. fordert die Parlamente und Regierungen drin-
gend auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die Be-
grenzung und Reduzierung des Wettrüstens in 
seiner gefährlichsten Form — dem Wettrüsten 
mit Massenvernichtungswaffen — zu unterstüt-
zen und zu diesem Zweck in Übereinstimmung 
mit der Entschließung 32/78 der UN-Vollver-
sammlung die Verhandlungen im Hinblick auf 
ein vollständiges und universelles Verbot der 
Kernwaffenversuche zu beschleunigen, und for-
dert nachdrücklich, daß bei den Bemühungen um 
eine Beendigung des Wettrüstens der dringen-
den Beratung und Empfehlung von Maßnahmen 
für ein international kontrolliertes Verbot der 
Kernwaffenversuche und der Herstellung, Lage-
rung und Anwendung von Kernwaffen, anderen 
Massenvernichtungswaffen sowie anderen neu-
en Waffen mit ähnlichen Effekten, verbunden 
mit den notwendigen Maßnahmen zur Vermin-
derung konventioneller Waffen, höchste Priori-
tät eingeräumt werden sollte; 

3. fordert die Parlamente und Regierungen auf: 

a) Schritte zu unternehmen im Hinblick auf die 
Eindämmung und Umkehrung des nuklearen 
Wettrüstens in seinen quantitativen und 
qualitativen Aspekten, insbesondere durch 
ein zweites Abkommen über die Begrenzung 
strategischer Waffen zwischen der UdSSR 
und den Vereinigten Staaten von Amerika, 
an das sich unbedingt weitere Verhandlun-
gen über strategische Waffen mit dem Ziel 
anschließen sollten, die Kernwaffen zu redu-
zieren und letzten Endes zu beseitigen; 

b) hinzuarbeiten auf den möglichst raschen 
Abschluß eines umfassenden Vertrages über 
das Verbot von Kernversuchen, der alle 
Kernversuche in jeder wie auch immer be-
schaffenen Umwelt verbietet, dem alle Staa-
ten, insbesondere alle Kernwaffenstaaten, 
möglichst bald beitreten sollten und der 

Kontrollbestimmungen enthalten sollte, die 
mit einem Höchstmaß an Garantien sicher-
stellen, daß keine Vertragspartei heimlich 
Versuche durchführt; 

c) weitere Maßnahmen zu ergreifen, um einen 
internationalen Konsens über die Verstär-
kung und Konsolidierung der Vorschriften 
hinsichtlich der Nichtweiterverbreitung von 
Kernwaffen zu erzielen, der sich in erster 
Linie auf den Beitritt aller Staaten zu dem 
Vertrag über die Nichtweiterverbreitung 
von Kernwaffen und auf das Garantiesystem 
der Internationalen Atomenergieorganisa-
tion auf nicht diskriminierender Basis grün-
det; diese Maßnahmen sollten dazu bestimmt 
sein, den Zugang aller Länder zur Nuklear-
technologie zu friedlichen Zwecken zu er-
leichtern und die besonderen Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer in diesem Bereich zu be-
rücksichtigen sowie die Weiterverbreitung 
von Kernwaffen zu verhindern; 

d) an die Kernwaffenstaaten die dringende 
Aufforderung zu richten, Gespräche einzu-
leiten, um ein Einvernehmen über den Ab-
zug der Kernwaffenträgerschiffe aus be-
stimmten Gebieten der Weltmeere und übe r 

 andere mögliche Maßnahmen zur Begren-
zung des nuklearen Wettrüstens in den 
Weltmeeren zu erzielen; 

e) auf alle Maßnahmen zu verzichten, durch 
die internationale Gespräche kompliziert 
werden könnten, die den Abschluß von Ab-
kommen über die Begrenzung des nuklearen 
Wettrüstens, die Beseitigung der Gefahr 
eines Atomkrieges und die Verhinderung 
der Benutzung des wissenschaftlichen und 
technologischen Fortschritts zur Schaffung 
neuer Typen und Systeme von Massenver-
nichtungswaffen zum Ziele haben; 

f) die Aushandlung internationaler Vereinba-
rungen über den Verzicht auf die Herstel-
lung aller neuen Massenvernichtungswaffen, 
die sich auf neue wissenschaftliche Prinzi-
pien stützen, zu beschleunigen; 

4. fordert die Parlamente und Regierungen drin-
gend auf, 

a) eine Einigung zu erzielen über ein Über-
einkommen betreffend das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung von 
chemischen Waffen sowie Bestimmungen 
über ihre Vernichtung und ein Übereinkom-
men über das Verbot der Entwicklung, Her-
stellung, Lagerung und Anwendung von ra-
diologischen Waffen; 

b) die Untersuchung des Problems neuer 
Massenvernichtungswaffen, die auf neuen 
wissenschaftlichen Prinzipien beruhen, im 
Hinblick auf den Abschluß von Abkommen 
über das Verbot aller neuen Waffen, deren 
Vorhandensein bekannt wird, fortzusetzen; 
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5. fordert die Parlamente und Regierungen drin-
gend auf, dazu beizutragen, daß die Wiener Ge-
spräche über die gegenseitige Verringerung der 
Streitkräfte und Bewaffnung in Mitteleuropa 
zum Erfolg führen; 

6. fordert die Parlamente und Regierungen drin-
gend auf, das internationale Vertrauen zu stär-
ken und den Dialog zwischen denjenigen, die 
in den verschiedenen Ländern mit Verteidi-
gungsfragen befaßt sind, zu vertiefen, und: 

a) den Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen in seinen Bemühungen um eine weitere 
Verbesserung der fachlichen Kompetenz und 
der Fähigkeit der Vereinten Nationen, ihre 
wichtige Rolle als Katalysator im Abrü-
stungsprozeß zu spielen, zu unterstützen; 

b) die Abrüstungskommission der Vereinten 
Nationen zur Ausarbeitung eines umfassen-
den Abrüstungsprogramms zu veranlassen, 
das alle Maßnahmen einschließt, die als rat-
sam betrachtet werden, damit das Ziel all-
gemeiner vollständiger Abrüstung erreicht 
wird, sowie die weitere Erörterung und Ent-
wicklung dieses Programms durch den Ab-
rüstungsausschuß; 

c) detaillierte Informationen über ihre Streit-
kräfte, den Gesamtwert ihrer Waffenproduk-
tion und ihrer Waffentransfers in andere 
Länder zu veröffentlichen; 

d) die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um sicherzustellen, daß die Reduzierung der 
Verteidigungshaushalte auf der Basis ge

-

normter Messung und internationaler Mel-
dung der Militärausgaben durch die Regie-
rungen Gegenstand konkreter Gespräche 
zwischen den Staaten ist und daß ihre Redu-
zierung im Einklang mit Absatz 89 des 
Schlußdokuments der Sondersitzung der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen 
über die Abrüstung systematisch eingeleitet 
wird; 

e) die möglichen Auswirkungen der Forschung 
und Entwicklung im militärischen Bereich 
auf bestehende Abkommen sowie auf wei-
tere Bemühungen im Bereich der Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung abzuschätzen; 

f) darauf hinzuwirken, die weltweite Zunah-
me konventioneller Waffen zu beschränken 
und dabei alle Mittel anzuwenden, die zu 
bilateralen, regionalen und multilateralen 
Maßnahmen der Kontrolle, Begrenzung und 
ausgewogenen Verminderung solcher Waf

-

fen führen könnten; 
g) sicherzustellen, daß das Übereinkommen 

über Abrüstung und Waffenbeschränkung 
angemessene, für alle Beteiligten befriedi-
gende Kontrollvorschriften vorsieht, um das 
nötige Vertrauen aufzubauen und zu ge-
währleisten, daß sie von allen Vertragspar-
teien eingehalten werden; Form und Modali-
täten solcher Kontrollmaßnahmen sollen von 
Zweck, Reichweite und Art des Übereinkom-
mens abhängen; 

h) sich um die Ausdehnung vertrauensbilden-
der Maßnahmen nach dem Beispiel der Hel-
sinki-Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa zu bemühen, um sie 
auf andere Gebiete der Welt auszudehnen; 

i) der Öffentlichkeit die Bedeutung der Ab-
rüstungsfragen bewußt zu machen, indem die 
Mechanismen für die Verbreitung einschlä-
giger Veröffentlichungen der Vereinten Na-
tionen verbessert, der Zugang der Öffentlich-
keit zu Informationen über Abrüstungsfra-
gen erleichtert und Studien und Forschung 
im Bereich der Abrüstung unterstützt wer-
den; 

j) die Verbindungen zwischen den Regierun-
gen insbesondere in den Spannungsgebieten 
durch die Einrichtung eines „heißen Drahtes" 
und durch andere Methoden zur Verringe-
rung des Risikos eines durch Mißverständnis 
oder Fehlkalkulation bedingten Konflikts zu 
verbessern; 

7. fordert dringend die Verabschiedung von: 

a) Abkommen oder anderen Maßnahmen auf 
bilateraler, regionaler und multilateraler 
Ebene zur Beschränkung der Herstellung, des 
Transfers und des Erwerbs von konventio-
nellen Waffen; 

b) Übereinkommen, welche aus humanitären 
Gründen die Anwendung bestimmter kon-
ventioneller Waffen, einschließlich solcher, 
die exzessive Verletzungen hervorrufen 
können, unnötige Leiden verursachen oder 
ungezielte Auswirkungen haben, zu verbie-
ten oder zu beschränken; 

8. fordert die Regierungen auf: 

a) das Wettrüsten einzudämmen, die Vertei-
digungshaushalte einzuschränken und die 
dadurch freigewordenen Mittel für friedliche 
Entwicklungsziele, insbesondere zugunsten 
der Entwicklungsländer, zu verwenden; 

b) die Vorbereitung internationaler Untersu-
chungen über die Verteidigungsausgaben 
der Staaten und ihre wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen zu unterstützen und ihre An-
strengungen, die Art der Beziehung zwischen 
Abrüstung und Entwicklung festzustellen, zu 
intensivieren und so weiter dazu beizutra-
gen, daß die Notwendigkeit der Bemühun-
gen um Abrüstungsverhandlungen unterstri-
chen wird; 

c) Verständnis zu wecken für die dringende 
Verpflichtung — neben der Verpflichtung 
der entwickelten Länder, mindestens 1 % ih-
res Bruttosozialprodukts als Beitrag zu der 
Entwicklungshilfe zu leisten —, mindestens 
5 % der gegenwärtig für die Rüstung aufge-
wendeten Mittel abzuzweigen, um sie der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
der ärmsten Länder zufließen zu lassen, und 
die umfangreichen technischen Möglichkei-
ten unserer Zeit zu nutzen, um Armut, 
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Krankheit, Analphabetentum und Hunger in 
der Welt zu bekämpfen und sich um eine 
Verwirklichung der Ziele der neuen inter-
nationalen Wirtschaftsordnung zu bemühen; 

9. ersucht die Parlamente und Regierungen aller 
größeren waffenliefernden Länder und Empfän-
gerländer, Maßnahmen zur Beschränkung aller 
Arten des internationalen Transfers konventio-
neller Waffen zu ergreifen und gleichzeitig die 
Unabhängigkeit und die grundlegenden Bedürf-
nisse im Bereich der Sicherheit der Staaten so-
wie das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
die einer Kolonial- oder Fremdherrschaft unter-
stehen, zu respektieren; 

10. bittet alle Staaten, an der Erörterung der Ab

-

rüstungsprobleme aktiv teilzunehmen und ent-
sprechend der Empfehlung der Sondersitzung 
der UN-Vollversammlung über die Abrüstung 
dafür zu sorgen, daß die Waffenabrüstungskon-
ferenz einberufen wird; 

11. appelliert an die Parlamente und Regierungen 
der Länder, die an der Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa teilnehmen, 
unverzüglich die gründliche Vorbereitung der 
1980 stattfindenden Madrider Konferenz in An-
griff zu nehmen; 

12. empfiehlt den nationalen Gruppen und Gremien 
der Interparlamentarischen Union, weiterhin die 
Rolle zu untersuchen, die die Parlamente auf 
den oben genannten Gebieten spielen können. 
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II. 

Die Nahost-Frage 

(Mit 603 gegen 35 Stimmen bei 163 Enthaltungen angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz — 

eingedenk der früheren Entschließungen der Inter-
parlamentarischen Union, insbesondere jener der 
64. Interparlamentarischen Konferenz in Sofia und 
der 122. Tagung des Interparlamentarischen Rats in 
Lissabon, die sich auf die einschlägigen Entschlie-
ßungen der Vereinten Nationen zum Nahen Osten 
beziehen, 

in der Erwägung, daß die Schaffung des Friedens im 
Nahen Osten für alle Völker dieses Raumes, für die 
Sicherheit des Mittelmeerbeckens und für die Auf-
rechterhaltung des Weltfriedens wesentlich ist, 

von der Auffassung geleitet, daß alle Bemühungen, 
die sich auf die Erreichung dieses Ziels durch Ver-
handlungen richten, zu fördern und alle auf seine 
Vereitelung abgestellten und voraussichtlich zu 
einer Erhöhung der Spannung im Nahen Osten füh-
renden Schritte zu vermeiden sind 

1. bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß alle Be

-

strebungen zur Herstellung der Voraussetzungen 
 für eine umfassende Regelung und eine baldige 

Einberufung der Genfer Konferenz Erfolg haben 
und somit zur Schaffung eines gerechten und 
dauerhaften Friedens im Nahen Osten beitragen 
mögen; 

2. bekräftigt von neuem ihre Überzeugung, daß die 
wirksame Durchführung der Entschließung 242 
des VN-Sicherheitsrats in ihrer Gesamtheit 
grundlegende Voraussetzung für die Beilegung 
des Konflikts im Nahen Osten bleibt und daß 
daher alle dem Geist und dem Buchstaben dieser 
Entschließung zuwiderlaufenden Handlungen zu 
mißbilligen sind; 

3. setzt sich ein für eine friedliche Lösung des Kon

-

flikts im Nahen Osten, durch die der vollständige 
Rückzug der israelischen Streitkräfte aus den be-
setzten arabischen Gebieten verwirklicht wird 
und die Sicherheit und territoriale Unantastbar-
keit aller Staaten in dieser Region innerhalb 
sicherer, stabiler und anerkannter Grenzen frei 
von Bedrohung oder Gewaltanwendung garan-
tiert werden, durch die die Schaffung normaler 
Beziehungen zwischen diesen Staaten ermöglicht 
wird und die unter Wahrung der Menschenrechte 
gegenüber allen Formen der Verfolgung die un-
veräußerlichen Rechte aller Völker der Region 
einschließlich des Rechts des palästinensischen 
Volkes auf Selbstbestimmung achtet; 

zutiefst betroffen von den Tausenden von Opfern 
unter der libanesischen Zivilbevölkerung und von 
der weitreichenden Vernichtung von Vermögens-
werten — 

1. lenkt nachdrücklich die Aufmerksamkeit aller 
Mitgliedsländer auf die tragische Lage im Liba-
non; 

2. verweist auf die Bestimmungen der Entschlie-
ßung 425 des VN-Sicherheitsrats und auf die 
Notwendigkeit, sie in allen ihren Teilen voll an-
zuwenden; 

3. unterstreicht von neuem die dringende Notwen-
digkeit von Maßnahmen, mit denen die derzei-
tige Lage durch die volle Wiederherstellung der 
Autorität des libanesischen Staats gegen jede 
Einmischung von außen und durch die Garantie 
seiner Souveränität, Unabhängigkeit, territoria-
len Unantastbarkeit und die Einheit seines Vol-
kes in bezug auf die Rechte aller Gemeinschaften 
unabhängig von der politischen Wahl oder Reli-
gion  ihrer Mitglieder beendet werden kann. 
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Die Festsetzung gerechter Preise für die hauptsächlich von den Entwicklungsländern gelieferten 
Rohstoffe, die Aufrechterhaltung der aus ihren Exporten hervorgehenden Kaufkraft und die Er-
leichterung ihrer Auslandsverschuldung 

(Einstimmig angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz 

ist besorgt über die ungünstige Entwicklung der 
Wirtschaftslage der Entwicklungsländer, 

stellt fest, daß das Handels- und Währungssystem, 
das gegenwärtig die internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen regelt, dazu beiträgt, die Ungleichheiten 
zwischen den Industriestaaten und den Entwick-
lungsländern zu erhöhen, wodurch der Frieden und 
die Sicherheit in der Welt ernsthaft bedroht werden, 

verweist darauf, daß die Preise der von den Ent-
wicklungsländern eingeführten Erzeugnisse erheb-
lich gestiegen sind, während ihre Einkünfte aus den 
Rohstoffexporten zurückgegangen sind, was zu einer 
übermäßigen Zunahme der Auslandsverschuldung 
der Entwicklungsländer geführt hat, die zusammen 
mit dem oft sehr hohen Zinssatz eine sehr kostspie-
lige erdrückende ökonomische Belastung für jedes 
dieser Länder darstellt und in das internationale 
Kredit- und Finanzsystem gefährliche Momente der 
Labilität und Krise einführt, 

ist zutiefst besorgt über die zunehmende Inanspruch-
nahme protektionistischer Maßnahmen, die das ge-
sunde Wachstum des internationalen Handels im 
allgemeinen und die Aussichten der Entwicklungs-
länder im besonderen beeinträchtigen, 

vertritt die Ansicht, daß die Wirtschaftslage der 
Entwicklungsländer an sich sehr unterschiedlich ist, 
und ist sich bewußt, daß die Entwicklungsländer 
fühlbare Anstrengungen zur Diversifizierung ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit und herkömmlichen Han-
delspraktiken unternommen haben, 

verweist auf die früheren Entschließungen der Inter-
parlamentarischen Union über die Errichtung einer 
neuen internationalen Wirtschaftsordnung, 

setzt sich voll ein für die Verwirklichung der Ziele, 
die durch die Entschließung 93 (IV) der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) für das integrierte Rohstoffprogramm 
festgelegt wurden, 

ist sehr besorgt über den mangelnden Fortschritt, 
der seit mehr als einem Jahr in den UNCTAD-Ver-
handlungen über die Abkommen über verschiedene 
Rohstoffe und einen gemeinsamen Fonds im Rahmen 
des integrierten Rohstoffprogramms sowie über die 
öffentliche Entwicklungshilfe zu verzeichnen ist, 

stellt darüber hinaus mit Bedauern fest, daß die 
Verhandlungskonferenz über den gemeinsamen 
Fonds im November 1977 in Genf ohne eine Eini-
gung über die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
ausgesetzt wurde und seitdem kein wirklicher Fort-
schritt erreicht wurde, 

ist sehr besorgt, daß die derzeitigen Genfer Han-
delsverhandlungen für die Entwicklungsländer mit 
einer negativen Bilanz enden können, 

ist überzeugt von der Bedeutung des im Rahmen des 
Abkommens von Lomé angewandten Systems zur 
Exporterlösstabilisierung STABEX für die 53 Länder 
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks, 

unterstreicht die Rolle der Parlamente und der Par-
lamentarier und die Bedeutung der öffentlichen Mei-
nung in allen Ländern und vor allem in den Indu-
strieländern im Hinblick auf die Realisierung der 
Ziele einer neuen internationalen Wirtschaftsord-
nung, 

ist überzeugt, daß für die Entwicklung der Volks-
wirtschaften der Entwicklungsländer die Schaffung 
eines gemeinsamen Fonds von Bedeutung ist, der 
nicht nur die Rohstoffpufferstocks leiten, sondern 
auch innerhalb der von den beteiligten Parteien 
festzulegenden Grenzen im Hinblick auf bestimmte 
Rohstoffe Maßnahmen zur Ankurbelung, Erfor-
schung, Diversifizierung und allgemeinen Verbes-
serung der Marktlage ergreifen und finanzieren 
kann, 

ist besorgt über die unverhältnismäßig hohe Bela-
stung, die der Auslandsschuldendienst gegenwärtig 
für die Volkswirtschaften der Entwicklungsländer 
und insbesondere der ärmsten unter ihnen darstellt, 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, den Umfang der 
öffentlichen Entwicklungshilfe zu erhöhen und zu 
diversifizieren und ihre Bedingungen flexibler zu 
gestalten, 

ist überzeugt, daß die Ziele gerechter Preise für 
Rohstoffe, die im wesentlichen von Entwicklungs

-

ländern geliefert werden, der Erhaltung der Kauf-
kraft aus ihrer Ausfuhr und der Senkung ihrer Aus-
landsschulden mit der Reform des internationalen 
Währungssystems eng verbunden sind, 

ist überzeugt von der Bedeutung einer präferenziel

-

len nichtgegenseitigen Behandlung für die Entwick

-

lungsländer, um die Ungleichheiten zwischen ent- 
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wickelten und Entwicklungsländern im internatio-
nale Handel, die der Grund der tiefgreifenden Dis-
paritäten zwischen ihrem jeweiligen Entwicklungs-
stand sind, zu korrigieren, 

1. bekräftigt mit Nachdruck die Notwendigkeit, 
schnellstens internationale Abkommen über Roh-
stoffe, eine Erhöhung der öffentlichen Entwick-
lungshilfe und günstigere Bedingungen für die 
Gewährung dieser Hilfe abzuschließen, um den 
Volkswirtschaften der  Entwicklungsländer ange-
messene, sichere und regelmäßige Hilfen zuflie-
ßen zu lassen; 

2. vermerkt die Verpflichtungen, die im Rahmen 
der Konferenz über Internationale Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit im Juni 1977 in Paris und 
der Ministertagung des UNCTAD-Rates für Han-
del und Entwicklung im März 1978 in Genf so-
wohl im Hinblick auf die Schaffung eines ge-
meinsamen Fonds — des Schlüsselinstruments 
für die Erreichung der Ziele des integrierten Roh-
stoffprogramms — als auch hinsichtlich bestimm-
ter Aspekte der öffentlichen Entwicklungshilfe 
und insbesondere der Erleichterung der öffent-
lichen Auslandsverschuldung der Entwicklungs-
länder eingegangen worden sind; 

3. vermerkt ferner die Punkte, in denen nach der 
Erklärung des Vorsitzenden der Verhandlungs-
konferenz über einen gemeinsamen Fonds im 
November 1977 in Genf Einvernehmen besteht; 

4. fordert die Parlamente dringend auf, auf die Re-
gierungen Druck auszuüben, die Verhandlungen 
so früh wie möglich, jedenfalls aber bis zum 
Ende dieses Jahres wiederaufzunehmen in Über-
einstimmung mit den Beschlüssen der Julisitzung 
des UNCTAD-Ad-hoc Ausschusses über das in-
tegrierte Rohstoffprogramm; 

5. betont die Notwendigkeit, eine zukunftsorien-
tierte Politik zu fördern, durch die Fertig- und 
Halbfertigwaren freieren Zugang zu den Märk-
ten erhalten; 

6. fordert die Mitglieder der nationalen Gruppen 
auf, in ihren Parlamenten Schritte zu unterneh-
men, um ihre Regierungen zu veranlassen: 

a) an möglichst vielen Verhandlungen über 
Rohstoffabkommen im Rahmen des integrier-
ten UNCTAD-Programms teilzunehmen; 

b) im Rahmen der UNCTAD-Verhandlungen 
die möglichst baldige Schaffung eines gemein-
samen Fonds zu unterstützen, der mit einem 

Höchstmaß an Effektivität tätig werden kann, 
ohne jedoch die legitimen Interessen der Ver-
braucherländer zu beeinträchtigen; 

c) Maßnahmen zu ergreifen, um einen gerech-
ten Bezug zwischen den Rohstoffpreisen auf 
dem internationalen Markt und den Preisen 
der von den Entwicklungsländern eingeführ-
ten Erzeugnisse zu schaffen; 

d) im Rahmen der GATT-Verhandlungen Zoll-
und nichttarifäre Maßnahmen zu fördern, 
durch die ein Rechtsanspruch auf dauernde 
nichtgegenseitige Präferenzbehandlung der 
Erzeugnisse der Entwicklungsländer begrün-
det wird; 

e) protektionistische Maßnahmen, die in erster 
Linie die Ausfuhr der Entwicklungsländer be-
einträchtigen, abzubauen und zu beseitigen; 

f) Maßnahmen zu billigen, um die Last der 
Auslandsverschuldung der Entwicklungslän-
der und insbesondere der ärmsten unter ihnen 
zu verringern und in Übereinstimmung mit 
den Beschlüssen der im März 1978 veranstal-
teten Ministertagung des UNCTAD-Rates für 
Handel und Entwicklung zu erreichen, daß die 
Industrieländer die Schulden der am wenig-
sten entwickelten Entwicklungsländer der 
Welt erlassen sowie den tatsächlichen Um-
fang der öffentlichen Entwicklungshilfe zu er-
höhen und zu diversifizieren und ihre Bedin-
gungen flexibler zu gestalten; 

g) alle Anstrengungen zu unternehmen, die 
notwendig sind, um eine gerechte Reform des 
internationalen Währungssystems durchzu-
führen, die die Entwicklung der Entwicklungs-
länder fördert; 

h) im Rahmen bilateraler oder multilateraler 
Hilfsprojekte die industrielle Verarbeitung 
von Rohstoffen in den rohstofferzeugenden 
Ländern zu fördern; 

7. empfiehlt den Parlamentariern, die Offentlichkeit 
in ihren Ländern davon zu unterrichten, daß zwi-
schen den Industrie- und den Entwicklungslän-
dern eine effektive Solidarität, insbesondere in 
finanzieller und technologischer Hinsicht, drin-
gend erforderlich ist, und daß nicht Konfronta-
tion, sondern Zusammenarbeit notwendig ist, um 
zum Abschluß von Abkommen zu gelangen und 
das Instrumentarium für eine gerechte und 
zweckmäßige Vermarktung der Rohstoffe zu 
schaffen mit dem Ziel der vollen, uneinge-
schränkten und baldigen Einbeziehung der Ent-
wicklungsländer in die Weltwirtschaft. 
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Iv. 

Die Rolle der Parlamente bei der nationalen 
und internationalen Bekämpfung des Analphabetentums 

(Einstimmig angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz 

ist überzeugt, daß das Analphabetentum die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung gefährdet und 
erheblich verzögert und eine Beeinträchtigung der 
menschlichen Würde darstellt, 

betont, daß mehr als 800 Millionen Menschen in der 
Welt — vor allem Frauen und Landbewohner — 
Analphabeten sind, und zwar zum größten Teil in 
Asien, Afrika und Lateinamerika, wodurch enorme 
Ungleichheiten und Spannungen in der Welt ge-
schaffen werden, 

stellt fest, daß die Entwicklungsländer bei der Be-
seitigung des Analphabetentums und dessen Ursa-
chen außerordentlichen Schwierigkeiten gegenüber-
stehen, weil es ihnen an den erforderlichen Mitteln 
und Ressourcen fehlt, um umfangreiche Bildungs-
programme zur Verringerung des Analphabeten-
tums einzuleiten, 

bekräftigt, daß die Bildung ein grundlegendes Recht 
des Menschen und ein Faktor seiner gesellschaft-
lichen und kulturellen Entfaltung ist und daß sie 
zum Abbau der Ungleichheiten zwischen den Indi-
viduen und den Ländern beitragen kann, 

ist überzeugt, daß die Beseitigung des Analphabe-
tentums die intensive Mitwirkung der Regierungen, 
nationale Planung und internationale Unterstützung 
erfordert und daß es Aufgabe der Parlamente ist, 
eine entsprechende Politik zu konzipieren und deren 
wirksame Durchführung zu unterstützen. 

vermerkt, daß die Plage des Analphabetentums sich 
in den nächsten Jahren verschlimmern kann und daß 
es daher dringend notwendig ist, unverzüglich die 
nationalen und internationalen Schritte zur Bekämp-
fung des Analphabetentums zu intensivieren, 

vertritt die Ansicht, daß die Beseitigung des Anal-
phabetentums in erster Linie in die Verantwortung 
der Entwicklungsländer fällt und daß die Industrie-
länder durch ihre Hilfe diese Aufgabe erleichtern 
können, 

ist sich bewußt, daß die Probleme des Analphabeten-
tums nicht auf die Entwicklungsländer beschränkt 
sind und daß die Industrieländer Analphabetismus-
probleme lösen müssen, die durch Ablehnung der 
schulischen Ausbildung, durch das Tempo des tech-
nologischen Fortschritts in der Industrie und durch 
den Wandel der sozialen Einstellung bedingt sind, 

ist überzeugt, daß die Vermittlung des Lesens und 
Schreibens auf weltweiter Ebene die umfassende 
Mobilisierung von Kräften, finanziellen und mensch-
lichen Ressourcen und den freien Zugang zur Bil-
dung voraussetzt, 

erkennt an, daß vor allem die Vereinten Nationen 
und die UNESCO trotz unzulänglicher Mittel einen 
wirksamen Beitrag zu der weltweiten Verringerung 
des Analphabetentums leisten, 

1. fordert die Parlamente auf: 

a) der Bevölkerung ihrer Länder folgendes be-
wußt zu machen: 

(i) die Bedeutung des Lesens und Schrei-
bens als Grundbedingung für die Überwin-
dung von Armut, Hunger und mensch-
lichem Elend, vor allem in den Entwick-
lungsländern ; 

(ii) die Notwendigkeit, die menschlichen, 
materiellen und technischen Mittel aller 
Länder einzusetzen; 

b) Druck auf die Regierungen auszuüben, da-
mit sie diesem Erziehungsbereich in ihren 
Ländern höchste Priorität einräumen, in der 
Gesetzgebung und in der Praxis das Recht 
der Bürger auf Bildung gewährleisten und be-
sonders in den Entwicklungsländern spezifi-
sche Programme für Analphabeten in die 
staatlichen Bildungssysteme aufnehmen; 

c) Programme für die Ausmerzung des Anal-
phabetentums nicht nur durch Unterricht in 
dem offiziellen Erziehungssystem, sondern 
auch durch inoffizielle Erwachsenenbildungs-, 
Fach- und Berufsausbildungsprogramme aus-
zuarbeiten und durchzuführen; 

d) speziell für diesen Zweck Lehrer auszubil-
den und aus allen Teilen der Gesellschaft 
Freiwillige für eine Tätigkeit als Tutor oder 
Assistent heranzuziehen; 

e) der Erziehung der Frau und ihrer Rolle in 
der Gesellschaft eine größere Bedeutung bei-
zumessen, angesichts der Tatsache, daß die 
Frau eine entscheidende Rolle bei der Erler-
nung des Lesens und Schreibens durch das 
Kind spielt und ein umfangreiches Potential 
im Kampf gegen die Unterentwicklung dar-
stellt; 
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f) zu bekräftigen, daß die feste Entschlossen-
heit der Entwicklungsländer, wieder die Kon-
trolle über ihre menschlichen und natürlichen 
Ressourcen zu übernehmen und ihren Völ-
kern die erforderlichen Mittel für den An-
schluß an die wissenschaftlich-technische Welt 
zu liefern, einen Weg darstellt, die Plage des 
Analphabetentums zu mildern und eine neue 
kulturelle und wirtschaftliche Weltordnung 
einzuführen; 

g) in ihren jeweiligen Ländern den Internatio-
nalen Tag des Kampfes gegen das Analpha-
betentum am 8. September feierlich zu bege-
hen, indem sie entsprechende Veranstaltun-
gen und Aktivitäten organisieren, um die Of-
fentlichkeit auf das weltweite Problem des 
Analphabetentums aufmerksam zu machen 
und das Verständnis und die Unterstützung 
für nationale und internationale Programme 
zur Bekämpfung des Analphabetentums zu 
fördern; 

h) in nationalen Programmen zur Bekämpfung 
des Analphabetentums geeignete Maßnahmen 
im Zusammenhang mit dem für 1979 ausgeru-
fenen Internationalen Jahr des Kindes vorzu-
sehen; 

2. ersucht die Vereinten Nationen, den Kampf ge-
gen das Analphabetentum als wesentlichen Be-
standteil in die Dritte Entwicklungsdekade ein-
zubeziehen, insbesondere durch Ausarbeitung 
von Plänen für die Bekämpfung des Analpha-
betentums und für die Entwicklung von Unter-
richtsplänen unter der Leitung der Staaten und 
mit Hilfe der UNESCO; 

3. ersucht die Mitgliedstaaten, zur Erreichung der 
vorgenannten Ziele ihren Beitrag zum UNESCO

-

Haushalt zu erhöhen; 

4. ersucht die UNESCO, ihre Bemühungen fortzu-
setzen, um die internationale Solidarität im 
Kampf gegen das Analphabetentum zu fördern 
und von den internationalen Finanzierungsträ-
gern eine substantiellere Unterstützung zu erhal-
ten sowie die bilaterale Hilfe von Mitgliedstaa-
ten und Privatorganisationen zu fördern; 

5. bittet die Regierungen der Industrieländer, ihre 
Bemühungen, den festgelegten Umfang der öf-
fentlichen Hilfe an die Entwicklungsländer zu er-
reichen, zu intensivieren, so daß die für die Be-
kämpfung des Analphabetentums in diesen Län-
dern bereitgestellten Haushaltsmittel erhöht 
werden können; 

6. empfiehlt der Interparlamentarischen Union, die 
engen Beziehungen zu der UNESCO im Kampf 
gegen das Analphabetentum aufrechtzuerhalten; 

7. bekräftigt erneut, daß die Staaten keine gewinn-
bringendere Investition machen können, als sich 
der Bekämpfung des Analphabetentums und der 
Volksbildung zu widmen; 

8. überläßt es der 20. Sitzung der UNESCO-Gene-
ralkonferenz, darüber zu entscheiden, ob die Er-
richtung eines internationalen Fonds zur Be-
kämpfung des Analphabetentums in den am we-
nigsten entwickelten Ländern zweckmäßig ist. 
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V.  

Die Rolle der Parlamente bei der Untersuchung und Ausarbeitung 
von Mitteln zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus 

(Einstimmig angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz 

ist beunruhigt über die steigende Anzahl interna-
tionaler Terrorakte und ihre Auswirkungen auf un-
schuldige Opfer in der ganzen Welt, 

betont, daß die vereinten Kräfte der gesamten inter-
nationalen Gemeinschaft und eine Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten in diesem Bereich erforderlich 
sind, um den Terrorismus zu bekämpfen, 

erinnert an die zu diesem Thema von der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen und dem Sicher-
heitsrat sowie der Interparlamentarischen Union an-
genommenen Entschließungen, 

nimmt zur Kenntnis, daß rechtsverbindliche inter-
nationale Bestimmungen zur Bekämpfung bestimm-
ter Formen des Terrorismus in Kraft getreten und 
einschlägige regionale Abkommen geschlossen wor-
den sind, 

ist besorgt über die Unzulänglichkeit der bisher un-
ternommenen Maßnahmen und den mangelnden Fort-
schritt bei der Ausarbeitung einer umfassenden Kon-
vention über den internationalen Terrorismus durch 
die Vereinten Nationen, 

betont, daß sich internationale Terrorakte mit Ent-
führung oder sonstiger Bedrohung von Verkehrs-
mitteln oder Bedrohung der Sicherheit der Fahr-
gäste und Geiselnahmen gegen unschuldige Opfer 
richten und die anerkannten Normen des internatio-
nalen Verhaltens verletzen, 

bekräftigt das unveräußerliche Recht auf Selbstbe-
stimmung und Unabhängigkeit aller Völker unter 
kolonialistischer und rassistischer Herrschaft oder 
anderen Formen von Fremdherrschaft sowie das un-
veräußerliche Recht jedes Volkes, sich gegen 
Aggressionen und ausländische Besetzung zur Wehr 
zu setzen, ein Recht, das immer in Übereinstimmung 
mit den Prinzipien der Charta der Vereinten Natio-
nen und deren einschlägigen Entschließungen und 
den Bestimmungen des Völkerrechts, besonders im 
Hinblick auf die Wahrung der Menschenrechte bei 
bewaffneten Auseinandersetzungen, auszuüben ist, 

1. bekräftigt ihre Empörung und Verurteilung hin-
sichtlich aller Formen von internationalen Ter-
rorhandlungen, wo immer sie begangen werden, 
ob von Staaten oder einzelnen; 

2. betont die Bedeutung der internationalen Zusam-
menarbeit durch Verträge und andere Maßnah-
men, auch durch regionale und bilaterale Über-
einkommen, zur wirkungsvollen Vorbeugung ge-
gen diesen Terrorismus; 

3. fordert die nationalen Gruppen auf, in ihren Par-
lamenten darauf hinzuwirken, daß sie 

a) die eigentlichen Ursachen des Terrorismus 
untersuchen und zur Prüfung und Ausarbei-
tung von Rechtsnormen zur Verhütung und 
Bestrafung von Terrorakten beitragen, 

b) in ihren Bemühungen fortfahren, in Über-
einstimmung mit dem Völkerrecht gerechte 
und friedliche Lösungen zu finden und zu be-
schließen, damit die Ursachen und Gründe für 
internationale Terrorakte ausgeschlossen 
werden; 

c) alles zu unternehmen, um die Verabschie-
dung geeigneter Gesetze sicherzustellen, die 
solche Akte bestrafen und den Terrorismus 
übereinstimmend ächten; 

4. fordert alle Parlamente und Regierungen nach-
drücklich auf, ihren Einfluß zu nutzen, um den 
Beitritt zu den Übereinkommen von Tokio (1963), 
Den Haag (1970) und Montreal (1971) über die 
Sicherheit im internationalen Luftverkehr und 
dem New Yorker Übereinkommen (1973) sowie 
deren Ratifizierung zu beschleunigen; 

5. appelliert an alle Regierungen der Welt, das 
Bestehen und die Tätigkeit terroristischer Orga-
nisationen und Gruppen, die gegen andere Staa-
ten vorgehen, in ihrem Hoheitsgebiet nicht zu-
zulassen, Personen, die Terrorakte begangen 
haben, und solchen, die nachweislich für Terror-
akte verantwortlich sind, das Asylrecht zu ver-
weigern und sie vor Gericht zu stellen oder aus-
zuweisen; 

6. fordert alle Parlamente und Regierungen der 
Welt auf: 

a) jeden Akt der Gewalt, gleichgültig welches 
Regime ihn begeht, zu verurteilen; 

b) die Fortsetzung repressiver und terroristi-
scher Akte durch autoritäre, kolonialistische 
oder rassistische Regime und fremde Besat-
zungsregime, welche den Völkern ihr legiti- 
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mes Recht auf Selbstbestimmung und Unab-
hängigkeit und dem einzelnen seine Men-
schenrechte und Grundfreiheiten verweigern, 
zu verurteilen; 

c) ihre Pflicht streng einzuhalten, sich der di-
rekten oder indirekten Unterstützung terro-
ristischer Tätigkeiten oder subversiver oder 
anderer ähnlicher Aktionen, die gegen andere 
Staaten gerichtet sind, zu enthalten; 

d) die Rechtmäßigkeit des Kampfes der natio-
nalen Befreiungsbewegungen, die immer in 
Übereinstimmung mit den Zielen und Prinzi-
pien der Charta der Vereinten Nationen und 
deren einschlägigen Entschließungen sowie in 
Übereinstimmung mit den Völkerrechtsnor-
men ihren Ausdruck finden muß, zu unterstüt-
zen; 

e) Geiselnahmen zu politischen oder anderen 
Zwecken weder direkt noch indirekt zu unter-
stützen; 

7. unterstützt die Bemühungen der gesamten inter-
nationalen Gemeinschaft, in der Rechtsprechung 
wirksame Mittel zur Verhütung und Bestrafung 
von Terrorakten zu erhalten; 

8. fordert alle Regierungen und Parlamente auf, 
alle ihnen zu Gebote stehenden Maßnahmen zu 
ergreifen und zu erlassen und die nötigen Rechts-
vorschriften einzuführen, um die Finanzierung 
aller terroristischen Akte und Aktionen, durch 
die rechtmäßig eingesetzte Regierungen gestürzt 
werden sollen, zu verbieten und streng zu be-
strafen, unabhängig von den Quellen einer sol-
chen Finanzierung. 
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VI. 

Die Fortsetzung intensiver Bemühungen 
zur völligen Beseitigung des Kolonialismus in der Welt 

(Mit 772 Stimmen ohne Gegenstimme bei 30 Enthaltungen angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz 

nimmt Bezug auf die UN-Entschließung 1514 (XV) 
vom 14. Dezember 1960, welche die Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit an  die  Kolonial-
länder und -völker zum Inhalt hat, ferner auf die 
UN-Entschließung 2621 (XXV) vom 12. Oktober 
1970, welche das Aktionsprogramm zur völligen 
Verwirklichung dieser Erklärung enthält, sowie auf 
alle anderen diesbezüglichen Entschließungen und 
Entscheidungen des UN-Sicherheitsrates und der 
UN-Vollversammlung, 

erinnert ferner an die Entschließungen 2072 vom 
16. Dezember 1965, 2229 (XXI) vom 20. Dezember 
1966, 2354 (XXII) vom 19. Dezember 1967, 2428 
(XXIII) vom 18. Dezember 1968, 2591 (XXIV) vom 
16. Dezember 1969, 2711 (XXV) vom 14. Dezember 
1970, 3162 (XXVIII) vom 14. Dezember 1973, 3292 
(XXIX) vom 13. Dezember 1974, 3458 (A und B) 
(XXX) vom 10. Dezember 1975 und 32/22 vom 28. 
November 1977 über die Frage der westlichen Sa-
hara, 

bekräftigt erneut ihr Festhalten am Prinzip der 
Selbstbestimmung der Völker in Übereinstimmung 
mit der Erklärung über die Gewährung der Unab-
hängigkeit an die Kolonialländer und -völker, 

zieht in Betracht, daß die augenblickliche internatio-
nale Lage, die durch eine weitere Vertiefung des 
Entspannungsprozesses und durch die Erfolge des 
nationalen Befreiungskampfes gekennzeichnet ist, 
günstige Voraussetzungen für die endgültige Be-
seitigung aller Restbestände von Kolonialismus, 
Rassismus und Apartheid schafft, 

bekräftigt nochmals, daß jede Kolonial- und Rassen-
politik, besonders diejenige im Südlichen Afrika, im 
Gegensatz zu den Zielen und Grundsätzen der UN

-

Charta steht, den internationalen Frieden und die 
Sicherheit bedroht und ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit darstellt, 

erkennt, daß die wachsende Militarisierung Süd-
afrikas und dessen Pläne zur Entwicklung von 
Atomwaffen die Bedrohung des internationalen 
Friedens und der Sicherheit verschärfen, 

bestätigt erneut das legitime Recht der durch Kolo-
nialismus und Rassismus unterdrückten Völker Süd-
afrikas, Namibias und Zimbabwes, mit allen ihnen 
zur Verfügung stehenden Mitteln einschließlich 
Waffengewalt für die Ausübung ihrer unveräußer

-

lichen Rechte auf Selbstbestimmung und Unabhän-
gigkeit zu kämpfen, sowie das Recht, einen ihren 
eigenen Interessen entsprechenden Weg der Ent-
wicklung zu wählen, 

zieht die Beschlüsse der Neunten Sondersitzung der 
UN-Vollversammlung über Namibia in Betracht, 

bekräftigt nochmals das unveräußerliche Recht aller 
Völker auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit, 
wié es in der UN-Charta verankert ist, und betont 
die Bedeutung freier und fairer Wahlen, 

unterstreicht die Notwendigkeit der uneingeschränk-
ten Verwirklichung der Entschließung 418 (1977) des 
UN-Sicherheitsrates und der Durchsetzung weiterer 
Maßnahmen im politischen, wirtschaftlichen und mi-
litärischen Bereich, um das südafrikanische Apart-
heid-Regime wirksamer zu isolieren, 

verurteilt diejenigen Staaten, die unter Verletzung 
der UN-Entscheidungen und -Entschließungen wei-
terhin mit den rassistischen Regimen im südlichen 
Afrika zusammenarbeiten, 

betont auch, daß die Durchführung der entsprechen-
den, alle anderen Teile der Welt betreffenden Ent-
schließungen der Vereinten Nationen dringend er-
forderlich ist, 

erinnert an alle Entschließungen der Interparlamen-
tarischen Union, die sich mit der Erlangung der Un-
abhängigkeit durch die noch unterdrückten Kolonial-
völker befassen, 

1. betont die Verantwortung der internationalen 
Gemeinschaft für die endgültige Beseitigung al-
ler Restbestände des Kolonialismus, des Rassis-
mus und der Apartheid und fordert alle Staaten 
und internationalen Organisationen auf, ihre Un-
terstützung und Hilfe für die unterdrückten Völ-
ker im südlichen Afrika zu verstärken und dem 
Kampf der nationalen Befreiungsorganisationen 
moralische, materielle und diplomatische Unter-
stützung zu gewähren; 

2. begrüßt die in der Entschließung 32/105 
der UN-Vollersammlung enthaltenen Proklama-
tion des internationale Anti-Apartheid-Jahres 

und fordert alle Regierungen und Parlamente auf, 

ihre Bemühungen zu verstärken, wirksam zur 
Beseitigung der Apartheid beizutragen und die 
Ausübung des Rechts auf Selbstbestimmung 
durch das südafrikanische Volk zu unterstützen; 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2344 

3. fordert alle nationalen Befreiungsorganisationen 
auf, ihre Einheit zu stärken, um einen baldigen 
Sieg in ihrem gerechten Kampf zu erringen, und 
ersucht ferner alle Staaten, von allen Aktionen 
Abstand zu nehmen, die zur Schwächung der für 
ihre Rechte kämpfenden nationalen Befreiungs-
organisationen beitragen könnten; 

4. fordert alle Staaten auf, die volle und schnelle 
Durchführung der Entschließungen und Beschlüs-
se der Vereinten Nationen über die wirtschaft-
lichen  und sonstigen Beziehungen zu dem derzei-
tigen Regime in Rhodesien (Zimbabwe) sicher-
zustellen; 

I. 

1. fordert alle Regierungen, Parlamente und Finanz-
institutionen auf, den rassistischen Regimen im 
südlichen Afrika entsprechend den UN-Entschlie-
ßungen jegliche Hilfe zu versagen und Rechts-
vorschriften zu erlassen oder andere Maßnahmen 
auf kommerziellem Gebiet zu ergreifen, die da-
zu beitragen, schnelle Fortschritte auf dem Wege 
der Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zu er-
reichen; 

II. 

1. nimmt mit tiefer Sorge Kenntnis von der Anwen-
dung von Macht, Gewalt, Entführung von Zivil

-

personen, Geiselnahme und Folter sowie insbe-
sondere von der wachsenden und zunehmenden 
Einmischung fremder militärischer Kräfte auf 
dem afrikanischen Kontinent; 

2. ruft alle Regierungen und Parlamente auf, die 
strikte Beachtung des Prinzips der Unverletzlich-
keit der Staatsgrenzen, der Beilegung von Strei-
tigkeiten mit friedlichen Mitteln und der Been-
digung der Anwendung militärischer oder jeder 
anderen Art von Gewalt gegen die territoriale 
Integrität der Staaten sicherzustellen; 

III. 

fordert alle Regierungen und Parlamente auf: 

A. im Hinblick auf Südafrika 

a) das südafrikanische Apartheid-Regime we-
gen seiner Politik und Praktiken der Rassen-
diskriminierung, seiner Verweigerung ele-
mentarer Menschenrechte und der brutalen 
Unterdrückung des südafrikanischen Vol-
kes zu verurteilen; 

b) Schritte zur Beendigung jeglicher Form von 
Zusammenarbeit im nuklearen, militärischen 
oder Sicherheitsbereich mit dem südafrika-
nischen Apartheid-Regime zu unternehmen 
und ihm den Zugang zu Kernwaffen und 
der Technologie, die zum Erwerb solcher 
Waffen führt, zu verwehren; 

c) unverzüglich zu prüfen, welche Wirksam-
keit die Beendigung aller Anleihen an Süd-
afrika, aller Investitionen und Handelsför-
derung in diesem Land und die Anwendung 
eines vollständigen Embargos auf 01, Erd-
ölerzeugnisse und sonstige strategische Gü

-

ter hat; 

d) ihre wirksame Unterstützung des gerech-
ten Kampfes des südafrikanischen Volkes 
dadurch zu bekunden, daß sie zu der erfolg-
reichen Durchführung des Internationalen 
Anti-Apartheid-Jahres durch alle ihnen zu 
Gebote stehenden Maßnahmen beitragen; 

e) in Übereinstimmung mit der Entschließung 
418/1977 des Sicherheitsrates ein Embargo 
auf Verkauf und Lieferung von Waffen an 
Südafrika anzuwenden; 

B. im Hinblick auf Namibia 

a) aktiv dazu beizutragen, daß das namibi-
sche Volk sein Recht auf Selbstbestimmung 
ausüben kann und hierbei die Beschlüsse der 
Neunten Sondersitzung der UN-Vollver-
sammlung über Namibia, die entsprechenden 
Entschließungen des UN-Sicherheitsrates, in 
denen die Unabhängigkeit Namibias emp-
fohlen wird, und den „Vorschlag für die Re-
gelung der Situation Namibias" (UN-Dok. 
S/12636), den die Regierungen Kanadas, der 
Bundesrepublik Deuts chland, Frankreichs, 
des Vereinigten Königreichs und der Ver-
einigten Staaten von Amerika übermittelt 
haben, zu berücksichtigen; 

b) die SWAPO unter Berücksichtigung der 
Entscheidungen der Vereinten Nationen und 
der Organisation für afrikanische Einheit 
und des Fünfmächteplans als rechtmäßige 
und authentische Vertretung des namibi-
schen Volkes anzuerkennen; 

c) alle in den Vereinten Nationen und ande-
ren diplomatischen Gremien vereinbarten 
geeigneten Maßnahmen zum baldigen Ab-
zug der südafrikanischen militärischen und 
paramilitärischen Kräfte aus dem gesamten 
namibischen Hoheitsgebiet; einschließlich des 
Hafens Walvis Bay, zu unterstützen; 

d) das südafrikanische Apartheid-Regime we-
gen seiner illegalen Besetzung von Namibia, 
die einen Akt der Aggression gegen das 
namibische Volk und die Vereinten -Natio-
nen darstellt, zu verurteilen; 

C. im Hinblick auf Rhodesien 

a) die Verwirklichung der Mehrheitsherr-
schaft in Rhodesien zu unterstützen; 

b) den andauernden Unterdrückungskampf 
gegen das Volk von Zimbabwe zu verurtei-
len und bei allen Beteiligten darauf hinzu-
wirken, daß mit dem Ziel, einen Waffen- 
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stillstand und eine für das Volk von Zim-
babwe in seiner Gesamtheit annehmbare Re-
gelung zu erreichen, verhandelt wird; 

c) sich strikt an die verbindlichen Sanktionen 
der Vereinten Nationen gegen Rhodesien zu 
halten und ihre Ausweitung zu unterstützen, 
einschließlich aller Maßnahmen, die unter 
Artikel 41 der UN-Charta vorgesehen sind; 

IV. 

auf einer anderen Ebene, im Hinblick auf die west-
liche Sahara: 

a) unterstützt in ihrer Gesamtheit die Ent-
schließung der Gipfeltagung der Organisa

-

tion für Afrikanische Einheit zur Frage der 
westlichen Sahara und gibt im Hinblick auf 
die Beendigung der Spannungen in diesem 
Gebiet der Hoffnung Ausdruck, daß der vom 
OAU-Gipfel in Khartum eingesetzte Ad hoc

-

Ausschuß eine gerechte und friedliche Lö-
sung der Frage der westlichen Sahara im  
Einklang mit den Grundsätzen der Charta 
der Vereinten Nationen, den Empfehlungen  
der bündnisfreien Länder sowie mit der 
Charta und den Entschließungen der OAU 
finden wird; 

b) appelliert an die Staaten dieser Region, 
den Grundsatz der Unverletzlichkeit der 
Grenzen strikt einzuhalten und den Einsatz 
militärischer Macht zur Beeinträchtigung der 
territorialen Integrität der Staaten dieser Re-
gion in jedweder Form einzustellen. 
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VII. 

Internationales Jahr des Kindes 

(Einstimmig angenommene Entschließung) 

Die 65. Interparlamentarische Konferenz — 

in der Erwägung, daß die Vollversammlung der Ver-
einten Nationen 1979 zum Internationalen Jahr des 
Kindes erklärt hat (Entschließung 31/169), 

tief besorgt darüber, daß trotz aller Bemühungen 
Millionen von Kindern in Entwicklungsländern 
unterernährt sind, keinen Zugang zu einer angemes-
senen gesundheitlichen Versorgung haben, die für 
ihre Zukunft notwendige grundlegende Ausbildung 
entbehren und auf die elementaren Annehmlichkei-
ten  im Leben verzichten müssen, 

im Bewußtsein der Tatsache, daß in entwickelten 
Ländern gewisse Gruppen von Kindern, insbeson-
dere die körperlich und geistig behinderten oder die 
sozial benachteiligten, verstärkten Schutzes und zu-
sätzlicher Fürsorge bedürfen — 

1. fordert die Parlamente aller Länder auf, das 
Jahr des Kindes dazu zu nutzen, geeignete 
Schritte zu ergreifen, um den vielfältigen Bedürf-
nissen von Kindern zu entsprechen und ihre 
Rechte zu gewährleisten, und die Aufmerksam-
keit der Öffentlichkeit auf sie zu lenken; 

2. ruft die nationalen Parlamente auf, den Ausbau 
der grundlegenden Einrichtungen für Kinder in 
Entwicklungsländern als Teil der Entwicklungs-
pläne, die im Jahr des Kindes und danach durch-
geführt werden, zu unterstützen; 

3. bittet die Nationalen Gruppen dringend, sich in 
ihren Parlamenten für die Unterstützung der Ar-
beit der nationalen Komitees von UNICEF und 
der nationalen Kommissionen für das Jahr des 
Kindes, sofern diese in ihren jeweiligen Län-
dern bestehen, einzusetzen. 




